
Lotse von Schiffsunglück in der Defensive
Bei Prozessauftakt wegen Unfall mit zwei Toten auf dem Rhein fordern Verteidiger Freisprüche

Von Martin Regenass

Basel.� Die Gerichtspräsidentin und
Einzelrichterin Katharina Giovannone
(Grüne) zeigte den beiden Angeklagten
sowie verschiedenen Zeugen immer
wieder dieselben Fotos auf einer Lein-
wand im Gerichtssaal. Darauf zu sehen
war das Frachtschiff Deo Favante, wie
es sich rheinaufwärts der Schwarzwald-
brücke nähert. Seitlich dazu zu sehen
war bei einem Brückenpfeiler mögli-
cherweise das Vermessungsboot der
Hafen-City Universität Hamburg – ein-
deutig war es jedoch nicht. Am 31.
August 2012 überfuhr das 85 Meter
lange und elf Meter breite Frachtschiff
auf der Höhe der Schwarzwaldbrücke
ebendieses Kleinboot, das im Auftrag
des Tiefbauamts Basel-Stadt die Fahr-
rinne vermass.

Beim Unfall verloren der Kapitän
des Vermessungsboots sowie ein Profes-
sor für Hydrografie ihr Leben (BaZ
berichtete). Zwei weitere Männer, wel-
che für die Vermessungen zuständig
waren, konnten sich retten.

Auf der Anklagebank zum gestrigen
Prozessauftakt sass ein Lotse der Lot-
senvereinigung Basel. Er steuerte die
Deo Favante in Richtung Birsfelden.
Angeklagt ist ebenso ein ehemaliges
Geschäftsleitungsmitglied der Schwei-

zerischen Rheinhäfen (SRH), der für
die Sicherheit auf diesem Abschnitt bis
kurz vor dem Unglück verantwortlich
war. Beiden wirft die Staatsanwalt-
schaft mehrfache fahrlässige Tötung
vor. Grund: Sie sollen ihre Sorgfalts-
pflichten nicht vollumfänglich wahrge-
nommen haben.

Anhand der Fotos, welche die SBB
aufgrund des damaligen Umbaus der
Schwarzwaldbrücke aufgenommen
hatten, stellte Giovannone die Frage, ob
der Lotse das Vermessungsboot über-
haupt hätte sehen können. Der heutige
Rentner machte einen toten Winkel von
bis 300 Metern nach vorne geltend. Er
habe das Vermessungsboot nicht sehen
können. Erwähnenswert erscheint,
dass die Fotos die Deo Favante aus
wenigen Hundert Metern Distanz etwa
aus der Perspektive des Fussgänger-
übergangs beim Stauwehr Birsfelden
zeigten und nicht etwa auf Höhe der
Kabine des Frachtschiffs, das zu diesem
Zeitpunkt leer war und dessen Bug
daher hoch aus dem Wasser ragte.

Der angeklagte ehemalige SRH-Mit-
arbeiter, der nach eigenen Angaben in
der Geschäftsleitung des Hafenbetriebs
der einzige Nautiker war und der zudem
bei der Aufarbeitung des Unglücks
federführend war, hatte eine klare Ant-
wort auf die Frage Giovannones. «Der

Lotse muss das Schiff sehen. Es lag nicht
im toten Winkel», sagte der SRH-Mann.
Dem pflichtete ein Zeuge bei, der bei
der Schifffahrtspolizei arbeitet und
während den Untersuchungen dem
SRH-Mann unterstellt war. «Auf jeden
Fall konnte der Lotse das Vermessungs-
boot sehen, da das Boot seitwärts zum
Frachter lag und ein Sichtschatten
daher nur bedingt vorhanden war»,
sagte der Zeuge.

Toten Winkel nachgemessen
Weiter sagte er, dass aufgrund von

nachträglichen Messungen, welche die
Schifffahrtspolizei vorgenommen hätte,
ein toter Winkel vom Bug her von min-
destens 350 Metern gemessen worden
sei. Nach einer polizeilichen Verord-
nung sei das der maximale Bugschat-
tenwurf. Laut einer Schifffahrtsverord-
nung dürften es hingegen nur 250
Meter sein. Bei diesen Angaben kam im
Gerichtssaal die Frage auf, ob der Plan
mit den aufgezeichneten Schatten über-
haupt massstabsgetreu sei.

Nicht sagen, ob der Lotse das Ver-
messungsboot hätte sehen können,
konnte eine Schleusenwärterin der
Schleuse Birsfelden. Sie versuchte am
Unfalltag das Vermessungsboot über
Funk zu erreichen, dieses sei auf ihrem
Kanal jedoch nicht erreichbar gewesen.

Da offenbar die Lotsen nichts von dem
Vermessungsboot wussten, sieht die
Staatsanwaltschaft die Aufsichtspflicht
durch den SRH-Mann verletzt. Er hätte
die Frachtschiffe über die Revier-
zentrale informieren lassen können,
dass das Vermessungsboot arbeite.
Sein Verteidiger, Stefan Suter, sagte,
dass es dazu keine gesetzliche Pflicht
gebe, da es sich beim Vermessungsboot
um ein Kleinboot handle. Er wolle
heute auf Freispruch seines Mandanten
plädieren.

Einen Freispruch will auch der Ver-
teidiger des Lotsen, Peter Bohny, für sei-
nen Mandanten herausholen. Der Lotse
geriet allerdings unter den Fragen der
Gerichtspräsidentin stärker in die
Defensive als der eloquentere SRH-
Mann. So konnte der Lotse nicht beant-
worten, ob er die Schiffsführerkabine
hätte höher stellen können, um den
toten Winkel zu verkleinern. Ebenso
wusste er nicht, ob er die Kameras zur
Überwachung des Bugs und der Seiten
angestellt hatte oder das Radar lief. Der
Lotse sagte, dass der eigentliche Schiffs-
führer in letzter Linie verantwortlich sei
und seine Leute am Bug hätte anweisen
müssen. Der Schiffseigner an Bord, ein
Holländer, verweigerte im Zeugenstand
sämtliche Aussagen. Das Urteil wird auf
Freitag erwartet.

Bomben-Bub
aus Haft raus
Staatsanwaltschaft bestätigt
Täterschaft des 16-Jährigen

Von Nadine A. Brügger

Basel.� Am Montag endete die siebentä-
gige Untersuchungshaft des jungen Bas-
ler Bombenbastlers, wie René Gsell,
Sprecher der Basler Staatsanwaltschaft,
bestätigt. Ob der Jugendliche zu seinem
Vater nach Hause zurückkehren konnte,
oder sich weiterhin in einer erzieheri-
schen Massnahme befindet, darf Gsell
nicht bekannt geben: «Aus Rücksicht
auf das Alter des Jugendlichen handelt
es sich um ein geheimes Verfahren. Zu
seinem Schutz können wir keine Anga-
ben über dessen Verlauf machen.»

Der 16-Jährige hatte am Freitag vor
einer Woche beim Tinguely-Brunnen
eine täuschend echte Bombenattrappe
platziert und damit einen Grosseinsatz
der Basler und Zürcher Polizei provo-
ziert. Der ÖV brach zusammen und es
entstanden grosse finanzielle Einbus-
sen. Dass der Jugendliche die Tat
begangen hat, ist klar. «Jetzt geht es um
die Person. Was sind die Hintergründe,
die einen Jugendlichen zu einer solchen
Tat treiben?», erklärt Gsell. Der Jugend-
anwaltschaft gehe es nun darum, die
Frage zu klären, wie der Jugendliche
trotz der Tat eine reelle Chance auf ein
gutes Leben erhalten könne.
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Basel.�Stadt.�Land.�Region.� Ist die Abstimmung über die Unterflur-
container unnötig?

Regierung und Parteien stellen sich gegen
das Abfallkonzept. Ist die Abstimmung über
die Unterflurcontainer unnötig? www.�baz.�ch

Frage des Tages Das Ergebnis der Frage von gestern:

Würde Sie ein Bordell in der
Nachbarschaft stören?

Die Abstimmung für den Müll
Am 14. Juni werden die Unterflur-Container abgelehnt – danach beginnt alles wieder von vorne

Von Jonas Hoskyn

Basel.� Die Abstimmung zur Müllent-
sorgung mit Unterflurcontainern dürfte
ein Novum in der Basler Geschichte
sein. Keine einzige Partei hat für diese
Abstimmung die Ja-Parole gefasst. Von
links bis rechts wird das «Massnahmen-
paket für eine verbesserte Sauberkeit
und zur Abfallvermeidung in Basel Teil
II» – wie die Vorlage offiziell heisst –
abgelehnt. Allerdings aus den unter-
schiedlichsten Gründen. Bei den Bür-
gerlichen gibt es eine breite Front, wel-
che die Idee von Unterflurcontainern
anstelle der heutigen Müllentsorgung
komplett ablehnt. Die Linken fänden
die Container nach wie vor gut, sind
aber gegen die Variante, auf die sich das
Parlament nach fünf Stunden voller
Änderungsanträge und Gegenvor-
schläge letztlich geeinigt hat.

Statt den beantragten 26,5 Millio-
nen Franken bewilligte der Grosse Rat
nämlich nur die Hälfte der Gelder für
die Umsetzung des neuen Konzepts.
Dies wiederum macht für den Bau- und
Verkehrsdirektor Hans-Peter Wessels
(SP) keinen Sinn. Denn so müssten in
etwa der Hälfte der Stadt zwei Abfall-
entsorgungssysteme parallel betrieben
werden, was laut Tiefbaumamt jährli-
che Mehrkosten von rund 800 000 Fran-
ken zur Folge hätte.

Deshalb vollzog die Regierung eine
ungewöhnliche Kehrtwende und stellt
sich nun ebenfalls gegen die Vorlage.
Sie bekämpft also ein Projekt, das sie
ursprünglich selber ins Parlament
gebracht hat. Üblicherweise hat die
Regierung bei Abstimmungen genau
die umgekehrte Rolle. Das Problem: Die
Vorlage nochmals zu überarbeiten ist
dieses Mal keine Möglichkeit. Nachdem
das Referendum eingereicht worden ist,
muss eine Abstimmung stattfinden und
sei sie noch so ein Leerlauf.

Diese Kehrtwende ist nicht überall
gut angekommen. «Der Regierungsrat
hat ein seltsames und unnötiges Durch-
einander veranstaltet», sagt Joël Thü-
ring von der SVP. «Jetzt haben wir eine
sehr unbefriedigende Situation.» Thü-
ring selber steht noch immer hinter dem
Kompromiss, den der Grosse Rat
beschlossen hat. «Die Parallelität wäre
problemlos machbar gewesen, aber
wenn sich Wessels jetzt schon dagegen
stellt, macht es keinen Sinn. Das Ganze
wäre zum Scheitern verurteilt.» Ent-
sprechend hat auch die SVP vorgestern
Dienstag die Nein-Parole beschlossen.

Damit befindet sich die Partei in bes-
ter Gesellschaft. FDP, CVP haben eben-
falls schon Nein gesagt, die LDP tut dies
wohl an ihrer Versammlung nächste
Woche. «Die Situation ist verwirrlich»,
sagt LDP-Präsidentin Patricia von Fal-
kenstein. «Die meisten Stimmbürger
haben dieses Hin und Her vom Parla-
ment wohl nicht verstanden.»

«Kann gar nicht Stellung nehmen»
Alles andere als ein klares Nein wäre

eine Überraschung. Das Problem: Letzt-
lich wird völlig unklar bleiben, warum
die Vorlage abgelehnt wurde. Die
Motive für ein Nein könnten unter-
schiedlicher nicht sein. «Ich glaube, die
meisten werden dagegen stimmen, weil

sie prinzipiell gegen das System der
Unterflurcontainer sind», sagt von Fal-
kenstein. Diese Interpretation dürften
viele nicht teilen. So ist etwa die SP,
obwohl eigentlich klar für das System
der Unterflurcontainer, der Logik ihres
Regierungsrats gefolgt und hat die
Nein-Parole beschlossen – in der Hoff-
nung auf eine bessere Variante.

Die Grünliberalen haben als Einzige
Stimmfreigabe beschlossen. Ein Teil der
Partei habe mit einem Ja dafür sorgen
wollen, dass es vorwärtsgeht, sagt Prä-
sident David Wüest-Rudin. Ein weiterer
Teil sei zwar prinzipiell für die Contai-
ner, aber nicht in dieser Form und
zuletzt gebe es auch jene, die das Sys-
tem grundsätzlich ablehnen.

Einen überraschenden und eben-
falls ziemlich ungewöhnlichen Weg
haben die Grünen gewählt. Sie empfeh-
len den Abstimmungszettel leer einzu-
legen: «Die Abstimmung ist völlig ver-
knorzt», sagt Co-Präsidentin Mirjam
Ballmer. «Man kann zur Frage gar nicht
inhaltlich Stellung nehmen.» Mit dem
leeren Stimmzettel soll die ungenü-
gende Vorlage zurück an den Absender
geschickt werden.

Die Grünen haben versucht, auch
andere Parteien für diese Variante zu
gewinnen. «Mit einem hohen Anteil
Leerstimmen hätte man dann klar sagen
können, die Abstimmung war überflüs-
sig», sagt Ballmer. Auch sie ärgert sich
über die Kehrtwende der Regierung:

«Ich kann das nicht nachvollziehen.
Dadurch wurde das Ganze noch kom-
plizierter als es sowieso schon war.»

Politisch werde es nach einem Nein
an der Urne sicher schwieriger als
Befürworter der Unterflurcontainer,
vermutet Ballmer. Deshalb hat sie
bereits jetzt einen Anzug eingereicht,
der einen Pilotversuch in einem Quar-
tier vorschlägt. Dieser ist noch im Mai
traktandiert. Das Parlament wird sich
also noch vor der Abstimmung ein wei-
teres Mal zum Thema Unterflurcontai-
ner äussern können. «Wir erwarten,
dass nach der Abstimmung eine neue
Vorlage vorgelegt wird und dann noch-
mals eine inhaltliche Debatte stattfin-
den kann», sagt Ballmer.

Krach um Container.� Ob Basel die Abfallentsorgung künftig mit Unterflurcontainern organisiert, wird auch nach der Abstimmung offenbleiben.  Foto Nicole Pont


